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zinischen Berufe steht es frei, ihre Dienstleistungen 
im Rahmen von Vorschriften anzubieten, die der 
Entwicklung von Rechtsregeln für die Normalbürger 
weit hinterher hinken. Aller Wahrscheinlichkeit 
nach hätte das Parlament erhebliche Schwierigkei­
ten, ein Gesetz zu verabschieden, das dem Inhalt der 
einschlägigen ärztlichen Standesrichtlinien auch nur 
nahe käme. 

Den Medizinern ist darüberhinaus auch ein ent­
scheidender Einfluß in den Kontrollgremien einge­
räumt worden. Obwohl das Leben von Frauen und 
ihre gesellschaftliche Stellung als Trägerinnen der 
Reproduktion von der Entwicklung der Fortpflan-
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zungstechnologien entscheidend beeinflußt wird, 
ist ihr Geschlecht in der öffentlichen Auseinander­
setzung über die Notwendigkeit einer Kontrolle in 
diesem Bereich in bemerkenswertem Ausmaß unter­
repräsentiert. 

Die Vorherrschaft der medizinischen Berufe im 
Bereich der Fortpflanzung ist nicht erst in ferner 
Zukunft zu erwarten: die Ärzteschaft hat schon 
heute das Recht, bei der. Anwendung der neuen 
Technologien im Verhältnis zu den betroffenen 
Männern und Frauen, den diesen Rechtsbeziehun­
gen zugrundeliegenden moralischen Maßstab zu 
bestimmen und anzuwenden. 

übersetzt von Sabine Heinke, Bremen 

Richtlinien von Ethikkommissionen - Beispiele privater Rechtsetzung 

88. Deutscher Ärztetag, v. 14.-18. Mai1985 
1. Entschließung 

Der 88. Deutsche Ärztetag hält es für erforder­
lich, die Voraussetzungen, unter denen Ärzte extra­
korporale Befruchtung und Embryotransfer durch­
führen, berufsrechtlich zu regeln. 

Eine solche Regelung muß insbesondere fol­
gendes beinhalten: 
1. Extrakorporale Befruchtung und Embryo­
transfer dürfen nur zur Behandlung einer Fertili­
tätsstörung nach strenger medizinischer Indika­
tionsstellung durchgeführt werden. 
2. Extrakorporale Befruchtung und Embryotrans­
fer dürfen nur in Einrichtungen durchgeführt wer­
den, welche die zur ordnungsgemäßen Durchführung 
erforderlichen fachlichen, personellen und tech­
nischen Anforderungen erfüllen. 
3. Bei seiner Entscheidung über die Durchfüh­
rung von extrakorporaler Befruchtung und Embryo­
transfer darf der Arzt nicht nur den Kinderwunsch 
in einer Partnerschaft berili:ksichtigen; er muß viel­
mehr auch das künftige Wohl des erhofften Kindes 
bedenken und insbesondere hieran seine Entschei­
dung orientieren. Deswegen sind extrakorporale 
Befruchtung und Emb ryotransfer nur bei bestehen­
der Ehepartnerschaft im homologen System ver­
tretbar. 
4. Der Einsatz von „Leihmüttern" ist wegen der 
möglichen Nachteile für das Kind und wegen der 
Gefahr einer Kommerzialisierung der extrakorpo­
ralen Befruchtung und des Embryotransfers ab­
zulehnen. 
5. Extrakorporal erzeugte Embryonen müssen 
grundsätzlich im Rahmen der jeweiligen Sterilitäts­
behandlung implantiert werden. Experimente mit 
Embryonen sind grundsätzlich abzulehnen, soweit 
sie nicht der Verbesserung der Methode oder dem 
Wohl des Kindes dienen. 

Durch eine berufsrechtliche Regelung auf 
vorstehender Grundlage ist nach Auffassung des 

88. Deutschen Ärztetages insbesondere zu gewähr­
leisten, daß die wissenschaftlich anerkannte Me­
thode der extrakorporalen Befruchtung und des 
Embryotransfers nur unter medizinisch und ethisch 
vertretbaren Bedingungen durchgeführt und eine 
kommerzielle Ausnutzung dieser Methode verhin­
dert wird. 

Der 88. Deutsche Ärztetag begrüßt auf der 
vorstehenden Grundlage die vom Vorstand der 
Bundesärztekammer auf Vorschlag des Wissenschaft­
lichen Beirats beschlossenen Richtlinien zur Durch­
führung von extrakorporaler Befruchtung und Em­
bryotransfer als Behandlungsmethode der mensch­
lichen Sterilität. Er dankt der beim Wissenschaft­
lichen Beirat eingesetzten Arbeitsgruppe für die 
Erstellung dieser Richtlinien. 

Der 88. Deutsche Ärztetag empfiehlt den 
Ärztekammern, die Regelungen in geeigneter Weise 
als berufsrechtliche Regelung umzusetzen. 

II. Richtlinien 
zur Durchführung von In-vitro-Fertilisation 
(IVF) und Embryotransfer (ET) als Behand­
lungsmethode der menschlichen Sterilität 

1. Definition 
Unter In-vitro-Fertilisation (IVF), auch als 

„extrakorporale Befruchtung" bezeichnet, versteht 
man die Vereinigung einer Eizelle mit einer Samen­
zelle außerhalb des Körpers. Die Einführung des 
Embryosl in die Gebärmutterhöhle wird als Em­
bryotransfer (ET) bezeichnet. 

Strenggenommen bezeichnet der Begriff „Embryo" 
nur die ersten Entwicklungsstadien nach vollendeter 
Einnistung (ab Ende der 2. Woche). Im internationa­
len Sprachgebrauch hat sich aber die Bezeichnung 
„Embryo" auch schon für die ersten der Befruchtung 
folgenden Entwicklungsstadien durchgesetzt. 
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2. Medizinische und ethische Vertretbarkeit 
Die In-vitro-Fertilisation mit anschließendem 

Embryotransfer stellt eine Substitutionstherapie 
bestimmter Formen von Sterilität dar, bei denen 
andere Behandlungsmethoden versagt haben oder 
aussichtslos sind. Sie ist in geeigneten Fällen medi­
zinisch und ethisch vertretbar, wenn bestimmte 
Zulassungs- und Durchführungsbestimmunge·n ein­
gehalten werden (siehe hierzu 3. und 4.). 

3. Zulassungsbedingungen 
3 .1 Berufsrechtliche Voraussetzungen 

Die künstliche Biifruchtung einer Eizelle 
außerhalb des Mutterleibes und die anschließende 
Einführung des Embryos in die Gebärmutter ist als 
Maßnahme zur Behandlung der Sterilität eine ärzt­
liche Tätigkeit und nur im Rahmen der von der 
Ärztekammer als Bestandteil der Berufsordnung 
beschlossenen Richtlinien zulässig. 

Jeder Arzt, der diese Maßnahme durchführen 
will und für sie die Gesamtverantwortung trägt, hat 
sein Vorhaben der Ärztekammer anzuzeigen. Diese 
muß prüfen, ob die berufsrechtlichen Anforderun­
gen erfüllt sind. 

Kein Arzt kann gegen sein Gewissen verpflich­
tet werden, an einer In-vitro-Fertilisation oder 
einem Embryotransfer mitzuwirken. 

3 .2 Medizinische und soziale Voraussetzungen 
3.2.1 Medizinische Indikationen und Kontraindika-

tionen 
Uneingeschränkte Indikationen: (mikrochirur­

gisch) nicht therapierbarer Tubenverschluß bzw. 
tubare Insuffizienz. 

Eingeschränkte Indikationen: Einige Formen 
männlicher Fertilitätsstörung sowie einige Formen 
immunologisch bedingter Sterilität, unerklärbare 
Sterilität (wenn die nach ärztlichem Ermessen er­
forderlichen diagnostischen und therapeutischen 
Möglichkeiten erschöpft sind). 

Absolute Kontraindikationen: Alle Kontra­
indikationen gegen eine Schwangerschaft. 

Eingeschränkte Kontraindikationen: Durch 
Anwendung der Methode entstehende, im Einzel­
fall besonders hohe medizinische Risiken für die 
Gesundheit der Frau sowie psychogene Sterilität. 

3.2.2 Elterliche Voraussetzungen2 
Vor der Sterilitätsbehandlung soll der Arzt 

sorgfältig darauf achten, ob zwischen den Partnern 
eine für das Kindeswohl ausreichend stabile Bindung 
besteht. 

Grundsätzlich ist IVF/ET nur bei Ehepaaren 
anzuwenden. Dabei dürfen grundsätzlich nur Samen 
und Eizellen der Ehepartner Verwendung finden 
(homologes System). 

Ausnahmen sind nur zulässig nach vorheriger 
Anrufung der bei der Ärztekammer eingerichteten 
Kommission. 

2 siehe auch Kommentar zu 3.2.2 und Anhang I 
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Leihmutterschaft, nämlich das Austragen des 
Kindes einer anderen genetischen Mutter mit dem 
Ziel, es dieser oder einer anderen Frau zu überl.1ssen, 
ist abzulehnen. 

3.3 Diagnostische Voraussetzungen 
Jeder Anwendung von IVF/ET hat eine sorg­

fältige Diagnostik bei den Ehepartnern vorauszu­
gehen, die alle Faktoren berücksichtigt, die sowohl 
für den unmittelbaren Therapieerfolg als auch für 
die Gesundheit des Kindes von Bedeutung sind. 

3.4 Aufklärung und Einwilligung 
Die betroffenen Ehepaare müssen vor Beginn 

der Behandlung über die vorgesehenen Eingriffe, die 
Einzelschritte des Verfahrens, seine Erfolgsaussich­
ten, Komplikationsmöglichkeiten und Kosten infor­
miert werden. Die Eltern sind auch darüber aufzu­
klären, welche Maßnahmen für den Fall möglich 
sind, daß Embryonen aus unvorhersehbarem Grunde 
nicht transferiert werden können. Der Inhalt des 
Gespräches und die Einwilligung der Ehepartner zur 
Behandlung müssen schriftlich fixiert und von bei­
den Ehepartnern und dem aufklärenden Arzt unter­
zeichnet werden. 

3.5 Fachliche, personelle und technische Voraus­
setzungen 
Die Zulassung zur Durchführung von IVF und 

ET als Therapieverfahren setzt die Erfüllung der im 
Anhang festgelegten fachlichen, personellen und 
technischen Mindestanforderungen voraus (siehe 
Anhang II und III). 

4. Durchführungsbedingungen 
4.1 Gewinnung und Transfer von Embryonen 

Für die Sterilitätsbehandlung mit IVF und ET 
dürfen grundsätzlich nur so viele Embryonen er­
zeugt werden, wie für die Behandlung sinnvoll und 
ausreichend sind und auf die Eispenderin einzeitig 
übertragen werden. An den zum Transfer vorgese­
henen Embryonen dürfen keine Eingriffe vorgenom­
men werden, die nicht unmittelbar dem Wohle des 
Kindes dienen. 

4.2 Kryokonservierung noch nicht transferierter 
Embryonen 
Zum Wohle des Kindes ist eine zeitlich be­

grenzte Kryokonservierung statthaft, wenn sie der 
Verbesserung der lmplantationsbedingungen oder 
zur Überbrückung der Zeit bis zu einem anderen 
Transfer dient. 

4.3 Umgang mit nicht transferierten Embryonen 
Der Embryo ist im Sinne der Deklaration des 

Weltärztebundes von Helsinki und Tokio vor ethisch 
nicht vertretbaren Experimenten zu schützen. 

Verantwortbare wissenschaftliche Untersu­
chungen an nicht transferierten Embryonen sind 
daher nur nach Prüfung durch eine Ethikkommis-
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sion unter strengen, in gesonderten Richtlinien fest­
zulegenden Voraussetzungen und Bedingungen zu­
zulassen. 

4.4 Kommerzielle Nutzung 
Kauf und Verkauf von Embryonen sind abzu­

lehnen und die ärztliche Mitwirkung dabei standes­
widrig. 

Kommentar: 
zu 1: Die Befruchtung der instrumentell ent­

nommenen Eizelle durch die Samenzelle erfolgt in 
der Regel in einem Kulturgefäß (in vitro). Nach 
Beobachtung von Zellteilungen erfolgt der Transfer 
des sich entwickelnden Embryos in die Gebärmut­
ter. Da nicht in jedem Falle die Einnistung gelingt, 
werden in der Regel mehrere Embryonen transfe­
riert, um die Chancen für den Eintritt einer Schwan­
gerschaft zu verbessern. 

zu 2: Die Behandlungsmethode der IVF und 
des ET gründet sich auf eine umfangreiche natur­
wissenschaftliche Forschung sowie erfolgreiche 
klinische Anwendung beim Menschen. Sie ist so weit 
ausgereift, daß ihre Anwendung zur Behandlung 
bestimmter Formen der menschlichen Sterilität 
gerechtfertigt ist. 

zu 3.2.1: Männliche Fertilitätsstörungen sind 
gegenwärtig zu wenig untersucht, um daraus schon 
jetzt klare Indikationen für die 1 VF /ET ableiten zu 
können. Obwohl die Indikation zur homologen 
Insemination ebenfalls noch nicht ausreichend defi­
niert ist, sollte sie in der Regel als das weniger ein­
greifende Verfahren zuvor angewandt werden. 

IVF/ET kann die Ursachen einer etwaigen 
psychogenen Sterilität nicht beseitigen. Die Gefahr, 
sich mit technischen Mitteln gewaltsam über tief 
wurzelnde menschliche Probleme hinwegzusetzen, 
muß vom behandelnden Arzt gesehen und vermie­
den werden. 

zu 3.2.2: Seine aktive Rolle bei der Entste­
hung der Schwangerschaft legt dem Arzt gegenüber 
dem Kinde eine besondere Verantwortung auf. 
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Für die Entscheidung des Arztes über die 
Behandlung einer Fertilitätsstörung durch IVF/ET 
ist daher nicht nur der - auf anderem Wege nicht 
erfüllbare - Kinderwunsch seiner Patientin maß­
gebend, sondern mit zumindest ebenso starker Ge­
wichtung das künftige Wohlergehen des erhofften 
Kindes. 

Die in Abschnitt 3.2.2 aufgestellten Anforde­
rungen hinsichtlich der ehelichen Beziehungen sol­
len deswegen insbesondere dann eine IVF/ET aus­
schließen, wenn Nachteile für ein dadurch gezeugtes 
Kind zu befürchten sind. 

Solche Nachteile können sozialer und recht­
licher Art sein3. 

zu 4.3: Die Zustimmung zu der Sterilitäts­
therapie mittels IVF und ET darf weder direkt noch 
indirekt mit der Zustimmung zu einer andersartigen 
Verwendung der erzeugten Embryonen verknüpft 
werden. 

Anhang: 
1. 
Vermeidung sozialer und rechtlicher Nachteile für 
ein druch IVF gezeugtes Kind 
1. 

Künftige soziale Nachteile, die sich daraus 
ergeben können, daß eine Partnerschaft im Zeit­
punkt des Wunsches nach IVF/ET bereits zerrüttet 
ist oder zu scheitern droht, und daher ein Heran­
wachsen des Kindes in einer intakten elterlichen Be­
ziehung nicht zu erwarten ist, lassen sich für den 
Arzt nur selten eindeutig erfassen und hinsichtlich 
negativer Auswirkungen für das Wohlergehen des 
Kindes nur schwer beurteilen. 

Gelangt der Arzt jedoch aufgrund seiner Ge­
spräche mit den Partnern und konsiliarischer Bera­
tung mit psychotherapeutisch tätigen Fachkollegen 
oder Psychologen, insbesondere in Fällen, in denen 
ein Kinderwunsch geäußert wird, um bestehende 
Probleme in einer Partnerschaft zu überwinden, zu 
der Überzeugung, daß sich durch die Geburt eines 
Kindes diese Probleme der Partnerschaft nicht 
bewältigen lassen, so soll er keine'IVF/ET vorneh­
men. 

2. 
Die grundsätzlich - d.h. von begründeten Aus­

nahmen abgesehen - bestehende Bindung in der 
Anwendung der IVF/ET an eine bestehende Ehe 
findet ihre Rechtfertigung in dem verfassungsrecht­
lich verankerten besonderen Schutz von Ehe und 
Familie und den sozialen Nachteilen, denen trotz 
weitgehend rechtlicher Gleichstellung das nicht­
eheliche Kind nach wie vor ausgesetzt sein kann. 

Die Verfassung stellt Ehe und Familie unter 
den besonderen Schutz des Staates (Art. 6 Abs. 1 
GG). Sie geht dabei davon aus, daß eine Familie auf 
der Basis einer Ehe gegründet wird und dadurch 

3 siehe auch Anhang 1 

maritthiede
Rechteck
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ihren rechtlichen und sittlichen Zusammenhalt 
findet. An diese Wertentscheidung der Verfassung 
ist auch der Arzt gebunden, der durch IVF/ET zur 
Bildung einer über die Partnerschaft zweier Men­
schen hinausgehenden Familie beitragen soll. 

Demgegenüber kann nicht auf das Selbstbe­
stimmungsrecht einer alleinstehenden Frau oder 
zweier nicht in Ehe zusammenlebender Partner und 
einen darauf gegründeten Kinderwunsch verwiesen 
werden, da, losgelöst von dieser Willensbildung, vom 
Arzt die Aussichten für eine gedeihliche Entwick­
lung des Kindes zu berücksichtigen sind. Diese Form 
der „Familienbindung" ist auch bürgerlich-rechtlich 
nicht anerkannt; vielmehr begründet nur die Ehe 
eine rechtlich gesicherte Lebensgemeinschaft, bei 
der zumindest die Vermutung besteht, daß sie auf 
Dauer angelegt ist. 

Durch das Gesetz über die rechtliche Stellung 
des nicht ehelichen Kindes vom 1.7.1970 ist zwar in 
den Unterhalts- und Erbansprüchen eine weitgehen­
de Gleichstellung von ehelichen und nicht ehelichen 
Kindern erfolgt. Daraus kann jedoch unter keinen 
Umständen ein Anspruch gegenüber dem Arzt her­
geleitet werden, durch IVF/ET bei Fertilitätsstörun­
gen in einer nicht ehelichen Lebensgemeinschaft 
oder bei einer alleinstehenden Frau einen Kinder­
wunsch zu erfüllen, da die rechtlichen Vorschriften 
über die Gleichstellung des nicht ehelichen Kindes 
an die Tatsache einer Geburt außerhalb einer be­
stehenden Ehe anknüpfen, daraus aber kein positives 
Recht auf nicht eheliche Fortpflanzung abgeleitet 
werden kann. 

Aus dieser rechtlichen Gleichstellung des nicht 
ehelichen Kindes mit dem ehelichen Kind ergibt sich 
aber aus dem gleichen Grund auch keine Legitima­
tion für den Arzt, losgelöst vom Bestehen einer ehe­
lichen Lebensgemeinschaft, eine vorhandene Fertili­
tätsstörung durch die Methode der TVF/ET zu be­
handeln. 

Neben der Wertentscheidung des Grundgeset­
zes für die Ehe und die durch eheliche Lebensge­
meinschaft begründete Familie muß der Arzt viel­
mehr auch die möglichen sozialen Nachteile berück­
sichtigen, denen ein nicht eheliches Kind auch heute 
noch ausgesetzt sein kann. Rein egoistische oder 
kommerzielle Motive dürfen nicht zur künstlichen 
Zeugung eines Kindes führen. Wer ernsthaft den 
Wunsch nach einem eigenen Kind hat, der wegen 
seiner Fertilitätsstörung nur durch die Methode der 
IVF/ET erfüllbar ist, dem ist grundsätzlich zuzu­
muten, bei bestehender Partnerschaft eine eheliche 
Lebensgemeinschaft einzugehen und dadurch die 
Ernsthaftigkeit der beabsichtigten Familiengrün­
dung rechtlich gesichert zu dokumentieren. 

Ausnahmen von diesem Grundsatz können 
nur in begründeten Einzelfällen nach Überprüfung 
durch die hierfür eingerichtete Kommission aner­
kannt werden. Dabei ist in jedem Fall sicherzustel­
len, daß durch Vaterschaftsanerkenntnis die Unter­
halts- und Erbansprüche des Kindes gegenüber dem 
biologischen Vater gewährleistet sind. 
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Bei alleinstehenden Frauen ist die Durchfüh­
rung der IVF/ET nach dem vorstehend Gesagten 
grundsätzlich nicht vertretbar. 

3. 
Bei einer IVF/ET im homologen System be­

stehen hinsichtlich des Verwandtschaftsverhältnisses 
des Kindes zu seinen Eltern keine Unterschiede 
gegenüber einer natürlichen Zeugung. Bei bestehen­
der Ehe ist der Rechtsstatus des durch IVF/ET 
gezeugten Kindes daher eindeutig bestimmt. Daraus 
rechtfertigt sich die grundsätzliche Bindung der 
Methode der IVF/ET an eine bestehende Ehe und 
an die Anwendung im homologen System. 

4. 
Eine TVF/ET mit Spendersamen wirft diesel­

ben Rechtsprobleme auf wie die artifizielle hetero­
loge Insemination. Diese Rechtsprobleme bestehen 
darin, daß zwar bei bestehender Ehe auch in diesem 
Fall die Ehelichkeitsvermutung des § 1591 zum 
Zuge kommt, sowohl der Ehemann als auch das 
Kind aber die Ehelichkeit der Abstammung im 
nachhinein anfechten können(§§ 1593-1599 BGB). 

Dieses Recht auf Anfechtung der Ehelichkeit 
kann vertraglich, auch soweit es den Ehemann be­
trifft, nicht wirksam ausgeschlossen werden. Das 
Anfechtungsrecht des Kindes kann ohnehin durch 
vertragliche Vereinbarungen der Eltern nicht tan­
giert werden. 

Wird die Ehelichkeit erfolgreich angefochten, 
so stehen dem Kind ein Recht auf Feststellung der 
Vaterschaft und darauf basierend Unterhalts- und 
erbrechtliche Ansprüche gegenüber seinem Erzeuger 
zu. Spätestens dann wird auch der Arzt den Namen 
des Samenspenders preisgeben müssen. Auch wenn 
die Ehelichkeit nicht angefochten wird, dürfte das 
durch heterologe Insemination gezeugte Kind 
jedoch einen Anspruch auf Bekanntgabe seines bio­
logischen Vaters haben, da die biologische Vater­
schaft, z.B. beim Eingehen der Ehe, im Hinblick auf 
seine Gesundheit und die seiner Nachkommenschaft 
von wesentlicher Bedeutung ist. Der Arzt kann dem 
Samenspender daher keine Anonymität zusichern. 
Er muß ihn vielmehr darauf hinweish, daß er gegen­
über dem Kind zur Nennung des Spendernamens 
verpflichtet ist und sich insoweit auch nicht auf die 
ärztliche Schweigepflicht berufen kann. 

Auch insoweit ist eine Stellungnahme durch 
die zuständige Kommission einzuholen. Vorausset­
zung für das Vorliegen eines Ausnahmefalles ist 
dabei insbesondere, daß 

eine JVF/ET im homologen System wegen 
Unfruchtbarkeit des Mannes nicht möglich ist, 

die Verwendung eines Mischspermas ausge­
schlossen ist, da durch sie die spätere Identifikation 
des biologischen Vaters erschwert würde, 

der Samenspender sich mit der Bekanntgabe 
seines Namens an das Kind durch den Arzt für den 
Fall ausdrücklich einverstanden erklärt, daß ein ent­
sprechendes Auskunftsersuchen an den Arzt gerich­
tet wird, 



STREIT 1/88 

die Ehegatten und der Samenspender über die 
Möglichkeit der Anfechtung der Ehelichkeit, die 
sich daraus ergebenden Rechtsfolgen und das unab­
hängig hiervon bestehende Recht des Kindes auf 
Namensnennung des Samenspenders aufgeklärt 
worden sind und diese Aufklärung ausreichend do­
kumentiert worden ist. 

5. 
Bei Verwendung fremder Eizellen zur Durch­

führung einer IVF/ET ist die rechtliche Situation 
des Kindes noch unsicherer als bei einer Samen­
spende. Das bürgerliche Recht kennt nur die An­
fechtung der Ehelichkeit durch das Kind bzw. durch 
den Ehemann. Ein Recht auf Anfechtung der Ehe­
lichkeit durch die Ehefrau gibt es nicht, da der 
Gesetzgeber die durch extrakorporale Befruchtung 
mögliche Trennung von genetischer und austragen­
der Mutter bei der Gesetzgebung nicht kannte. Ob 
sich aus dieser neuen Entwicklung eine analoge 
Anwendung der Vorschriften über die Anfechtung 
der Ehelichkeit auf die Ehefrau bejahen läßt, ist 
zweifelhaft. Für das Kind und für den Ehemann 
besteht jedenfalls auch insoweit, wie bei der Samen­
spende, die Möglichkeit der Anfechtung der Ehe­
lichkeit unter den Voraussetzungen des § 1596 
BGB. Auch dürfte aus dem gleichen Grund wie bei 
der Samenspende, unabhängig von einer Anfechtung 
der Ehelichkeit, ein Recht des Kindes auf Nennung 
des Namens seiner genetischen Mutter zu bejahen 
sein. Neben diesen rechtlichen Schwierigkeiten 
bestehen gegen die Verwendung fremder Eizellen 
aber auch erhebliche medizinische Bedenken, da die 
Entnahme der Eizellen nur mittels eines invasiven 
Eingriffes erfolgen kann und der Embryotransfer 
eine hormonale Vorbehandlung erfordert. Aus die­
sen Gründen ist die Anwendung der IVF/ET mit 
fremden Eizellen nicht vertretbar. 

6. 
Die Verwendung eines fremden Samens und 

fremder Eizellen zur Ermöglichung eines Kinder­
wunsches würde dazu führen, daß das Kind zu kei­
nem seiner beiden Elternteile eine genetische Ver­
wandschaft hätte. 

Rechtlich ist dieser Fall daher in gewisser 
Weise vergleichbar mit dem der Adoption, die aller­
dings in erster Linie dazu eingerichtet ist, elternlose 
Kinder und nicht etwa kinderlose Eltern zu versor­
gen. Ethisch stellt sich für den Arzt die Frage, ob er 
bei Fertilitätsstörungen beider Ehepartner eine IVF/ 
ET unter Verwendung fremden Samens und fremder 
Eizellen vertreten kann oder diese Ehepartner nicht 
auf den Weg der Adoption verweisen muß. Recht­
lich ergibt sich eine erhöhte Unsicherheit im künfti­
gen Rechtsstatus des durch JVF/ET geborenen 
Kindes, da sich die Anfechtung der Ehelichkeit 
sowohl auf die fehlende Abstammung vom Fami­
lienvater als auch von der Familienmutter beziehen 
kann. Medizinisch bestehen die schon aufgeführten 
Bedenken gegen die Verwendung fremder Eizellen. 

II 

Deswegen ist die IVF/ET unter Verwendung frem­
den Samens und fremder Eizellen nicht vertretbar. 

Unberührt von dieser Einschränkung sollte -
die rechtliche Absicherung vorausgesetzt - die Mög­
lichkeit gegeben sein, einen Embryo, der im Rah­
men der Fertilitätsbehandlung anderer Partner nicht 
implantiert werden kann, zur Erhaltung seines 
Lebens von einer anderen Ehefrau austragen und 
dadurch als ihr und ihres Ehemannes gemeinsames 
Kind zur Welt bringen zu lassen. Es wäre wünschens­
wert, wenn die rechtliche Stellung eines solchen 
Kindes gesetzlich durch die Einschränkung von 
Anfechtungsrechten dauerhaft abgesichert würde. 

Die Leihmutter im Sinne der Richtlinien ist 
eine Frau, die selbst ein Kind, das genetisch nicht 
von ihr abstammt, für eine andere Frau austrägt, 
weil diese keine Leibesfrucht austragen kann oder 
will. Die Gefahr einer Kommerzialisierung des 
„Leihmutterverhältnisses" ist sehr groß. Außerdem 
können rechtliche Auseinandersetzungen um das 
gezeugte Kind entstehen, wenn die „Leihmutter" 
das Kind nach der Geburt nicht herausgeben oder 
die biologische Mutter das Kind, zum Beispiel wegen 
einer Mißbildung, nicht übernehmen will. Die 
Gefahr schädlicher Auswirkungen des Leihmutter­
verhältnisses auf das Wohlergehen eines Kindes ist 
daher so groß, daß die Richtlinien die Verwendung 
von Leihmüttern ausnahmslos ablehnen. 

II. 
Fachliche, personelle und technische Mindestanfor­
derungen 

Die Anzeigepflicht umfaßt den Nachweis, daß 
die sachgerechte Durchführung der erforderlichen 
Leistungen sowohl fachlich (Ausbildungs- und Qua­
lifikationsnachweis) als auch personell und sachlich 
(räumliche und apparative Ausstattung) auf den 
nachstehend genannten Teilgebieten gewährleistet 
ist: 
a) End0krinologie der Reproduktion 
b) Gynäkologische Sonographie 
c) Operative Gynäkologie 
d) Experimentelle oder angewandte Reproduk­

tionsbiologie mit dem Schwerpunkt der ln­
vitro- Kultur 

e) Andrologie 
Von diesen fünf Teilbereichen können jeweils 

nur zwei Bereiche gleichzeitig von einem Arzt oder 
Wissenschaftler der Arbeitsgruppe verantwortlich 
geführt werden. 

Folgende Einrichtungen müssen ständig und 
ohne Zeitverzug verfügbar bzw. einsatzbereit sein: 
a) Hormonlabor 
b) Ultraschalldiagnostik 
c) Operationsbereitschaft mit Anästhesie-Team 
d) Gesondertes Labor für Spermiendiagnostik 
e) Gesondertes Labor für ln-vi_tro-Fertilisation 

und ln-vitro-Kultur 
Dem Leiter der Arbeitsgruppe obliegt die 

Überwachung der ärztlichen Leistungen. Diese 
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schließt sowohl die technischen Leistungen als auch 
die psychologische Führung der eine Sterilitäts­
behandlung durch IVF und ET suchenden Ehepaare 
em. 

III. 
Ständige Kommissionen bei den Ärztekammern 

Von den Landesärztekammern sind Ständige 
Kommissionen zu bilden, welche die Einhaltung der 
Zulassungs- und Durchführungsbedingungen prüfen. 
Ihnen sollen Ärzte und Juristen mit Sachkompetenz 
in medizinischen und rechtlichen Fragen der IVF/ 
ET angehören. 

Die Kommission kann sich in speziellen Fra­
gen durch Vertreter anderer Gebiete ergänzen. 
Betroffene in eigener Sache sind ausgeschlossen. 

Um eine möglichst einheitliche Anwendung 
dieser Richtlinien zu erreichen, sollten von mehre­
ren Ärztekammern gemeinsam getragene Kommis­
sionen gebildet und/oder bei der Bundesärztekam­
mer eine zentrale Kommission zur Beurteilung 
grundsätzlicher Auslegungsfragen gebildet werden. 

III. Beschluß 
betreffend Änderungen und Ergänzungen 
der Berufsordnung 
Ethikkommission 

Der Arzt soll vor der Durchführung klinischer 
Versuche am Menschen oder der Forschung mit 
vitalen menschlichen Gameten und lebendem em­
bryonalen Gewebe oder der epidemiologischen For­
schung mit personenbezogenen Daten eine bei der 
Ärztekammer oder einer medizinischen Fakultät 
gebildete Ethikkommission anrufen, um sich über 
die mit seinem Vorhaben verbundenen berufsethi­
schen und beru fsrechtlichen Fragen beraten zu 
lassen. Bei der durchzuführenden Beratung des 
Arztes ist die Deklaration des Weltärztebundes von 
1964 ( Helsinki) in der revidierten Fassung von 197 5 
(Tokio) zugrunde zu legen. 

In-vitro-Fertilisation, Embryotransfer 
Die künstliche Befruchtung einer Eizelle 

außerhalb des Mutterleibes und die anschließende 
Einführung des Embryos in die Gebärmutter sind als 
Maßnahme zur Behandlung der Sterilität eine ärzt­
liche Tätigkeit und nur im Rahmen der von der 
Ärztekammer als Bestandteil der Berufsordnung 
beschlossenen Richtlinien zulässig. 

Jeder Arzt, der diese Maßnahme durchführen 
will und für sie die Gesamtverantwortung trägt, hat 
sein Vorhaben der Ärztekammer anzuzeigen. Diese 
muß prüfen, ob die berufsrechtlichen Anforderun­
gen erfüllt sind. 

Kein Arzt kann gegen seinen Willen verpflich­
tet werden, an einer In-vitro-Fertilisation oder 
einem Embryotransfer mitzuwirken. 

STREIT 1/88 

Frankenstein, 1931, Film nach dem Roman von Mary Shelly 

Schweizerische Akademie der medizinischen 
Wissenschaften 
Richtlinien für die Organisation und Tätig­
keit der Zentralen medizinisch-ethischen 
Kommission 
vom 1 7.11.1981 

Bei der Schweizerischen Akademie der medi­
zinischen Wissenschaften (SAMW) besteht eine Zen­
trale medizinisch-ethische Kommission. Sie beruht 
auf den Grundsätzen, die in den „Richtlinien für 
Forschungsuntersuchungen am Menschen" der 
Schweizerischen Akademie der medizinischen Wis­
senschaften von 1970 und in der „Helsinki-Deklara­
tion II" des Weltärztebundes von 197 5 festgehalten 
sind. Ethische Regeln über das Verhalten der Ärzte 
unter sich und zwischen dem Arzt und seinem Pa­
tienten gehören in den Zuständigkeitsbereich der 
kantonalen Ärztegesellschaften. Der Akademie fällt 
die Formulierung von Aufgaben zu, welche hoch­
spezialisierte Techniken und Kenntnisse vorausset­
zen, sowie die Behandlung ethischer Probleme, die 
eine Lösung auf gesamtschweizerischer Ebene erfor­
dern. 

Die Aufgaben der Zentralen medizinisch­
ethischen Kommission der SAMW sind folgende: 
1. Sie kann Fragen medizinisch-ethischer Art, 
die ihr von seiten des Bundes, der Kantone, von 
internationalen Organisationen, von der Verbindung 
der Schweizer Ärzte oder Einzelpersonen unterbrei­
tet werden, aufgrund medizinisch-wissenschaftli­
cher, medizinisch-ethischer und juristischer Er­
kenntnisse beantworten. Die Antworten oder Ent­
scheide sind nach Anhören der Fragesteller schrift­
lich und begründet auszustellen. 
2. Sie pflegt Kontakte zu den medizinisch-ethi­
schen Kommissionen der Krankenhäuser und Uni­
versitcitsinstitute, die ihre Aufgaben gemäß den 
„Richtlinien für Forschungsuntersuchungen am 
Menschen" und der Helsinki- Deklaration 11 sowie 
bei der Entscheidungsfindung 1m präventiven, 

maritthiede
Rechteck
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diagnostischen, therapeutischen und rehabilitativen 
Bereich der Medizin selbständig lösen. Durch Förde­
rung des Informationsaustausches sorgt sie für die 
notwendige Koordination. Die vom Generalsekreta­
riat der Schweizerischen Akademie der medizini­
schen Wissenschaften erstellte und ständig nachge­
fuhrte Liste der medizinisch-ethischen Kommissio­
nen dient dabei als Arbeitsinstrument. 
3. Sie kann als medizinisch-ethische Kommis­
sion für Krankenhäuser und Institute wirken, welche 
weder eine eigene medizinisch-ethische Kommission 
besitzen, noch sich an eine andere bestehende medi­
zinisch-ethische Kommission wenden möchten. 
4. Sie bearbeitet wichtige sich stellende medizi­
nisch-ethische Probleme und kann Leitsätze dazu 
aufstellen. Diese sind dem Senat der Akademie zur 
Genehmigung vorzulegen. Diese Leitsätze können 
nur durch zwei Entscheide des Senates genehmigt 
oder modifiziert werden; der zweite Entscheid muß 
mindestens vier Monate nach dem ersten gefällt 
werden. 
5. Sie trägt, in Zusammenarbeit mit den medizi­
nisch-ethischen Kommissionen der Krankenhäuser 
und Universitätsinstitute, zur Verbesserung der Kon­
takte zwischen Patienten, Ärzten, Pflegepersonal, 
Krankenhäusern, der Bevölkerung und den Behör­
den bei, damit das Band der gemeinsamen Hilfe und 
das Vertrauen, das für die Heilung von Kranken not­
wendig ist, eine Stärkung erfährt. 

Mitglieder der Zentralen medizinisch-ethi­
schen Kommission der SAMW sind 
l. ein derzeitiger oder früherer Senator der Schweizeri­
schen Akademie der medizinischen Wissenschaften als Präsi­
dent; 
2. der Generalsekretär der Akademie; 
3. -8. ein deutschsprechender, ein französischsprechender 
und ein italienischsprechender derzeitiger oder früherer 
Senator der Schweizerischen Akademie der medizinischen 
Wissenschaften, zwei praktizierende Ärzte, die 1:1.icht Mit­
glieder des Senats sind, so_wie eine diplomierte Arztin als 
Vertreterin der Schweizer Arztinnen; 
9. -11. der Präsident, Vizepräsident sowie ein weiteres Mit­
glied des Zentralvorstandes der Verbindung der Schweizer 
Ärzte oder deren Vertreter, wobei die Sprachregionen nach 
Möglichkeit zu berücksichtigen sind; . . 
12. ein Dozent einer juristischen Fakultät emer Schwei­
zer Universität; 
13.-14. zwei Delegierte des Schweizerischen Berufsverban­
des für Krankenschwestern und Krankenpfleger (SBK). 

Einzuladen zu den Sitzungen ist der Präsident der 
Schweizerischen Akademie der medizinischen Wissenschaf­
ten. Experten können zu den einzelnen Fragen aufgeboten 
werden. Die Wahl der Mitglieder erfolgt durch den Senat 
der Akademie der medizinischen Wissenschaften. 

Die Sitzungen der zentralen medizinisch-ethischen 
Kommission finden jährlich einmal oder wiederholt statt. 
Anfragen können durch den Kommissionspräsidenten auf 
dem Zirkularweg vorgelegt werden, wobei an der Rund­
frage mindestens 8 Kommissionsmitglieder einen Entscheid 
zu genehmigen haben. Die danach vom Präsidenten beant­
worteten Fragen werden von ihm an der nächsten Sitzung 
der Gesamtkommission zur Kenntnis gegeben. 

Die Zentrale medizinisch-ethische Kommission legt 
dem Generalsekretariat der Akademie einen Jahresbericht 
vor welcher im Jahresbericht der Schweizerischen Akade­
mi; der medizinischen Wissenschaften veröffentlicht wird. 
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Medizinisch-ethische Richtlinien für die arti­
fizielle Insemination 
vom 17.11.1981 
l. Die künstliche Insemination mit dem Samen 
eines anonymen Spenders, auf die sich die folgenden 
Empfehlungen im Anschluß an die Resolution des 
Europarates vom 29.12.78 beziehen, darf nur unter 
der Verantwortung des Arztes, der den Eingriff aus­
fuhrt, vorgenommen werden. Der Arzt soll sich 
nicht nur von medizinischen Überlegungen leiten 
lassen, sondern sich nach Möglichkeit vergewissern, 
daß das Wohlergehen des künftigen Kindes umfas­
send gewährleistet ist. 
2. Spendersamen darf nur mit schriftlicher Zu­
stimmung des Spenders zur artifiziellen Insemina­
tion gebraucht werden. Eine artifizielle Insemina­
tion darf nur durchgeführt werden, wenn das schrift­
liche Einverständnis der empfangenden Frau und, 
wenn sie verheiratet ist, ihres Ehemannes oder, bei 
dauernder Partnerschaft, des Partners vorliegt. 
3. Ein Arzt oder eine medizinische Institution, 
die menschliches Sperma zum Zwecke von artifi­
zieller Insemination erhalten, haben vor deren 
Durchführung die notwendigen Nachforschungen 
und Untersuchungen beim Spender anzustellen, um 
die Übertragung erblicher Krankheiten an den Emp­
fänger und ansteckender Krankheiten oder sonstiger 
Gefährdung von Mutter und künftigem Kind zu ver­
meiden. Nötigenfalls stehen die humangenetischen 
Institute der medizinischen Fakultäten zur Verfü­
gung. Der Samen des gleichen Spenders soll am sel­
ben Ort nicht vielfach verwendet werden (zur Ver­
meidung von Blutsverwandtschaften usw.). 
4. Der Arzt, unter dessen Verantwortung eine 
artifizielle Insemination durchgeführt wird, hat im 
Rahmen des Möglichen einen Samenspender zu wäh­
len, dessen Kind als dasjenige des das Kind wün­
schenden Paares angesehen werden könnte. 
S. Der Arzt und das Personal der medizinischen 
Institution, welche Samen entgegennehmen, und der 
Arzt, welcher eine artifizielle Insemination ausführt, 
haben über die Identität des Spenders und der emp­
fangenden Frau sowie über die arti{izielle Insemina­
tion als solche Verschwiegenheit zu bewahren. Die 
Frau darf also nicht den Spender und der Spender 
darf nicht die Frau und ihren Gatten kennen oder 
mit ihnen bekannt sein. Der Arzt nimmt keine arti­
fizielle Insemination vor, wenn die Wahrung der 
Verschwiegenheit als unwahrscheinlich erscheint. 
6. Der Samen soll unentgeltlich gespendet wer­
den. Immerhin können zeitliche Beanspruchung, 
Verdienstausfall, Reisespesen und andere Auslagen 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Samen­
spende dem Spender ersetzt werden. Wer als Privat­
person oder als öffentliche oder private Organisation 
Samen zur artifiziellen Insemination zur Verfügung 
stellt, soll das ohne Erwerbsabsicht tun. 
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